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1 7 4 . Bundesgesetz: Hochschülerschaftsgesetz.
1 7 5 . Bundesgesetz: Herabsetzung des Besatzungskostenbeitrages vom Einkommen nach dem Besatzungskosten-

deckungsgesetz 1950 und betreffend Einführung eines Wohnhaus-Wiederaufbaubeitrages vom Einkommen.
1 7 6 . Kundmachung: Aufhebung des vom Verfassungsgerichtshof als gesetzwidrig erkannten § 20 Abs. 3 der

Arbeiterkammer-Wahlordnung.
1 7 7 . Übereinkommen zwischen Österreich und der Schweiz über den Grenzübertritt von Personen im Kleinen

Grenzverkehr.

1 7 4 . Bundesgesetz vom 12. Juli 1950
über die Österreichische Hochschülerschaft

(Hochschülerschaftsgesetz).

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. N a m e , R e c h t s f o r m u n d M i t -
g l i e d e r .

(1) Die ordentlichen Hörer österreichischer
Staatsbürgerschaft an den österreichischen
Hochschulen und die Kunsthochschüler öster-
reichischer Staatsbürgerschaft an den österrei-
chischen Kunstakademien bilden in ihrer Ge-
samtheit die „Österreichische Hochschülerschaft".
Sie ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechtes.

(2) Die außerordentlichen Höre r österreichi-
scher Staatsbürgerschaft an österreichischen
Hochschulen nehmen an allen sozialen und Für-
sorgeeinrichtungen der österreichischen Hoch-
schülerschaft teil, insoweit sie einen Beitrag in
der Höhe des Hochschülerschaftsbeitrages ent-
richten.

(3) In welcher Ar t außerordentlichen Hörern ,
die den im Abs. 2 erwähnten Beitrag entrichten,
einer beratende Vertretung in den Organen der
Österreichischen Hochschülerschaft einzuräumen
ist, wird durch Verordnung bestimmt.

§ 2. A u f g a b e n k r e i s .

(1) Der Österreichischen Hochschülerschaft ob-
liegt die Vert re tung der allgemeinen Interessen
der Hochschüler in Form der Selbstver-
waltung sowie die Durchführung von in ihren
Interessenbereich fallenden Aufgaben kultureller,
sozialer und wirtschaftlicher Art , und zwar:

a) die fachliche Förderung der Studierenden
durch Studienberatung, Versorgung mit
Studienbehelfen im Rahmen der hiefür
maßgeblichen gesetzlichen Vorschriften,
Einrichtung von Arbeitsgemeinschaften,
Veranstaltung von Wiederholungskursen,
Vermit t lung von Studienreisen u. ä.;

b) die kulturelle Förderung durch Führung
einer Studentenbücherei, Veranstaltung von
Vorträgen, Theaterabenden, Konzerten,
Vermittlung des Besuches solcher Ver-
anstaltungen sowie des Besuches von
Museen und anderen kulturellen Ein-
richtungen u. ä.;

c) die sportliche Förderung und gesundheit-
liche Betreuung durch sportliche Veran-
staltungen, Hochschulwettkämpfe, Errich-
tung von Erholungsheimen, ärztliche
Überwachung des Gesundheitszustandes
u. ä.;

d) die Vertretung wirtschaftlicher Interessen
und die Hilfeleistung durch Errichtung
von Mensen, Wohnungsfürsorge, Kran-
kenfürsorge, Führung von Studenten-
heimen, Vermit t lung von Privatstunden
u. ä.;

e) die Mitwirkung in den Kommissionen
der zuständigen Professorenkollegien bei
Verleihung von Stipendien, Befreiung von
Kollegiengeldern und sonstigen Unter-
stützungsangelegenheiten ;

f) die Mitwirkung bei anderen vom Bundes-
ministerium für Unterr icht oder den aka-
demischen Behörden fallweise oder auf
Dauer zugewiesenen Angelegenheiten kul-
tureller, sozialer und wirtschaftlicher Art.

(2) Der Österreichischen Hochschülerschaft ob-
liegt ferner die Mitwirkung am Disziplinarver-
fahren gegen Studierende nach besonderen Vor-
schriften.

(3) Die Österreichische Hochschülerschaft ist
innerhalb ihrer Zuständigkeit berechtigt, den
Behörden, insbesondere dem Bundesministerium
für Unterricht und den akademischen Behörden
sowie den gesetzgebenden Körperschaften Gut-
achten und Vorschläge über Angelegenheiten der
Hochschülerschaft und des Hochschulwesens zu
erstatten.
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(4) Die Bundesministerien haben Gesetzent-
würfe , die studentische Angelegenheiten be-
treffen, vor ihrer Einbringung und Verord-
nungen dieser Art vor ihrer Erlassung der
Österreichischen Hochschülerschaft unter Ge-
währung einer angemessenen Frist zur Stellung-
nahme zu übermitteln.

§ 3. O r g a n e .

Die Organe der Österreichischen Hochschüler-
schaft sind:

a) der Zentralausschuß;
b) die Hauptausschüsse;
c) die Fachschaftsausschüsse.

§ 4. D e r Z e n t r a l a u s s c h u ß .

(1) Das oberste Organ der Österreichischen
Hochschülerschaft ist der Zentralausschuß mit dem
Sitz in Wien. Er besteht aus einem Vorsitzenden,
zwei Stellvertretern desselben und weiteren Mit-
gliedern u n d führt die Bezeichnung „Zentralaus-
schuß der Österreichischen Hochschülerschaft".
Seine Vertretung nach außen obliegt dem Vor-
sitzenden.

(2) Dem Zentralausschuß obliegen die im § 2
umschriebenen Aufgaben, sofern sie in ihrer Be-
deutung und in ihrem Umfange über den Rahmen
der einzelnen Hochschulen und Kunstakademien
hinausgehen.

(3) Dem Zentralausschuß gehören an :
a) die Vorsitzenden der Hauptausschüsse (§ 5)

der Hochschülerschaft aller österreichischen
Hochschulen und Kunstakademien;

b) die Vorsitzenden der Fachschaftsausschüsse
(§ 6) jener Fakultäten, an denen die Zahl
der wahlberechtigten Höre r mehr als 1500
beträgt;

c) weitere, jedoch höchstens 16 Zusatz-
mandatare , welche auf G r u n d unmi t te l -
barer u n d geheimer Wahl in der Weise
ermit te l t werden, daß die wahlwerbenden
Gruppen in einem den Gesamtst immen-
anzahlen, welche sie bei der Wahl für den
Zentralausschuß erhalten haben, ent-
sprechenden Verhältnis in der voll-
ständigen Zusammensetzung des Zentral-
ausschusses (lit. a, b und c) vertreten sind.
Bei dieser Ermi t t lung der Zusatzmandatare
ist davon auszugehen, daß die Mandate
der in den Zentralausschuß entsandten
Vorsi tzenden der Hauptausschüsse (lit. a),
beziehungsweise der Fachschaftsausschüsse
(lit. b) auch im Zentralausschuß den
Mandaten jener wahlwerbenden Gruppe
zuzurechnen sind, von denen die be-
treffenden Mandatare gewählt wurden.

(4) Der Vorsi tzende des Zentralausschusses
und seine beiden Stellvertreter, die gleichzeitig
auch Vorsi tzende eines Hauptausschusses sein

können, werden v o m Zentralausschuß aus
dessen Mit te mi t einfacher S t immenmehrhei t
gewählt.

(5) Der Zentralausschuß beschließt mi t Zwei-
dr i t te lmehrhei t seine Geschäftsordnung, die der
Genehmigung durch das Bundesministerium für
Unterr icht bedarf, welches zu prüfen hat , ob
die Geschäftsordnung den bestehenden Gesetzen
u n d Verordnungen entspricht. In der Geschäfts-
o rdnung wird im besonderen auch die Ein-
richtung der Referate geregelt.

§ 5. D i e H a u p t a u s s c h ü s s e .

(1) A n jeder Hochschule u n d Kunstakademie
wird ein Hauptausschuß gebildet. Er führt die
Bezeichnung „Hauptausschuß der Österreichi-
schen Hochschülerschaft" m i t einem die Zu-
gehörigkeit zur betreffenden Hochschule oder
Kunstakademie kennzeichnenden Zusatz.

(2) Den Hauptausschüssen obliegen für den
Bereich der einzelnen Hochschulen u n d Kunst -
akademien die im § 2 umschriebenen Aufgaben,
an Hochschulen, die in mehrere Fakul tä ten
(Abteilungen) gegliedert sind, jedoch nu r
insoweit, als diese Aufgaben in ihrer Bedeutung
und in ihrem Umfange über den R a h m e n der
einzelnen Fakultäten (Abteilungen) hinaus-
gehen.

(3) Die Mitglieder der Hauptausschüsse werden
unmit te lbar auf G r u n d des geheimen Verhäl tnis-
wahlrechtes gewählt. A n Hochschulen, die in
mehrere Fakultäten (Abteilungen) gegliedert
sind, gehören dem Hauptausschuß an:

a) die Vorsi tzenden der Fachschaftsausschüsse
(§6);

b) die Zusatzmandatare, welche auf Grund
des Gesamtstimmenverhältnisses an der
betreffenden Hochschule nach dem
d'Hondtschen System ermittelt werden.
Die Mandate der in den Hauptausschuß
entsandten Vorsitzenden der Fachschafts-
ausschüsse sind den Mandaten jener Wäh-
lergruppe zuzurechnen, von der die be-
treffenden Mandatare gewählt wurden.

(4) Die Vorsitzenden der Hauptausschüsse u n d
deren Stellvertreter, die gleichzeitig auch Vor -
sitzende eines Fachschaftsausschusses sein können ,
werden von den Hauptausschüssen aus i h r e r
Mitte m i t einfacher St immenmehrhei t gewählt.

(5) Die Hauptausschüsse beschließen mi t Zwei-
dr i t te lmehrhei t ihre Geschäftsordnungen, die
der Genehmigung durch das Bundesministerium
für Unter r icht bedürfen, welches zu prüfen hat ,
ob die Geschäftsordnungen den bestehenden Ge-
setzen u n d Verordnungen entsprechen. Die Ge-
schäftsordnungen gelten sinngemäß für die ein-
zelnen Fachschaftsausschüsse der betreffenden
Hochschulen. In den Geschäftsordnungen wird
im besonderen auch die Einrichtung der Referate
geregelt.
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§ 6. D i e F a c h s c h a f t s a u s s c h ü s s e .

(1) An jeder Hochschule, die in mehrere
Fakultäten (Abteilungen) gegliedert ist, wird für
jede Fakultät (Abteilung) ein Fachschaftsaus-
schuß gebildet. Er führt die Bezeichnung „Fach-
schaftsausschuß der Österreichischen Hoch-
schülerschaft" mit einem die Zugehörigkeit zur
betreffenden Hochschule und Fakultät (Ab-
teilung) kennzeichnenden Zusatz. Die Zahl der
Mitglieder der Fachschaftsausschüsse wird durch
die Wahlordnung festgelegt.

(2) Den Fachschaftsausschüssen obliegen für
den Bereich der einzelnen Fakultäten (Ab-
teilungen) die im § 2 umschriebenen Aufgaben.

(3) Die Mitglieder der Fachschaftsausschüsse
werden unmittelbar auf Grund des geheimen
Verhältniswahlrechtes gewählt.

(4) Die Vorsi tzenden der Fachschaftsausschüsse
und deren Stellvertreter werden von den Fach-
schaftsausschüssen aus ihrer Mitte mit einfacher
St immenmehrhei t gewählt.

§ 7. F u n k t i o n s d a u e r d e r A u s -
s c h ü s s e .

(1) Die Funktionsdauer der Ausschüsse beträgt
zwei Jahre vom Beginn des auf die W a h l fol-
genden Semesters angefangen bis zum Amts-
ant r i t t der für die folgenden zwei Jahre ge-
wählten Mandatare.

(2) Ein Studierender scheidet als Mitglied eines
Ausschusses aus:

a) wenn er aufhört, ordentlicher H ö r e r zu
sein;

b) wenn seine Studienzeit das normale Aus-
maß des von ihm gewählten Fachstudiums
u m mehr als zwei Semester über-
schritten hat ;

c) wenn über ihn rechtskräftig eine Diszi-
plinarstrafe im Sinne des § 9 Abs. 2 ver-
hängt wurde ;

d) im Falle des Rücktri t tes.

(3) Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus, so
rückt ein Ersatzmitglied aus der Kandidaten-
liste nach. Ist diese erschöpft, so entsendet die
betreffende Wählergruppe ein Ersatzmitglied.

§ 8. D i s z i p l i n a r v e r f a h r e n g e g e n
S t u d e n t e n v e r t r e t e r .

Für die Durchführung von Disziplinarverfah-
ren gegen gewählte Studentenvertreter ist die
Disziplinaroberkommission für Studierende im
Bundesministerium für Unterricht zuständig.

§ 9. W a h l r e c h t .

(1) Wahlberechtigt sind alle im § 1 Abs. 1 ge-
nannten Hochschüler. Als Wahlausschließungs-
gründe gelten jene, die in der jeweils letzt-
beschlossenen Nationalratswahlordnung an-
geführt sind.

(2) Wählbar sind alle wahlberechtigten Hoch-
schüler mit Ausnahme jener, denen die Wähl-
barkeit im Zuge eines Disziplinarverfahrens bei
gleichzeitiger Verhängung einer Disziplinarstrafe
rechtskräftig aberkannt wurde.

§ 10. W a h l d e r O r g a n e .

(1) Die Wahlen der Organe der Öster-
reichischen Hochschülerschaft sind gesondert
durchzuführen:

a) für die Zusatzmandatare des Zentralaus-
schusses (§ 4 Abs. 3 lit. c);

b) für die Zusatzmandatare der Hauptaus-
schüsse (§ 5 Abs. 3 lit. b);

c) für jeden Fachschaftsausschuß an Hoch-
schulen, die in Fakultäten (Abteilungen)
gegliedert sind (§ 6).

(2) Zu r Durchführung der Wahlen werden
Wahlkommissionen bestellt, deren Funktions-
dauer drei Wochen vor der Wahl beginnt und
am 15. Tage nach dem Wahltage endet. Die
Wahlkommissionen bestehen aus je einem von
jeder im jeweils letzten Zentralausschuß ver-
tretenen Gruppe zu bestimmenden, nicht in
einem der Wahlvorschläge enthaltenen Vertreter .
Der Vorsitzende wird aus ihrer Mitte durch
Übereinkunft , mangels einer solchen durch das
Los bestimmt. N e u hinzutretende wahlwerbende
Gruppen sind nach ihrer Zulassung ebenfalls be-
rechtigt, einen Ver t re ter in die zuständige Wahl -
kommission zu entsenden.

(3) Für die Wahlen gemäß Abs. 1 sind schrift-
lich bei den zuständigen Wahlkommissionen
jeder Hochschule und Kunstakademie entspre-
chende Wahlvorschläge einzubringen. Jeder
Wahlvorschlag m u ß von 20, an Hochschulen
und Kunstakademien mi t mehr als tausend
Wahlberechtigten v o n 30 und an Hochschulen
mi t mehr als fünftausend Wahlberechtigten von
35 an der betreffenden Hochschule oder Kunst-
akademie Wahlberechtigten unterfert igt sein
u n d eine Kandidatenliste von höchstens doppelt
so viel Bewerbern enthalten, als auf Grund des
betreffenden Wahlganges Mandate zu vergeben
sind. Jeder Wahlberechtigte darf nur die Wahl -
vorschläge e i n e r wahlwerbenden Gruppe u n d
von den Wahlvorschlägen für die Wahl der
Fachschaftsausschüsse nu r jenen unterfertigen,
der sich auf die Fakultät (Abteilung) bezieht,
welcher der Wahlberechtigte angehört .

(4) Den Wahlkommissionen obliegen:
a) die Prüfung der Wahlvorschläge;
b) die Leitung der Wahlhandlung;
c) die Prüfung der Ident i tät u n d der Wahl -

berechtigung der Wähler sowie die Ent-
scheidung über die Gültigkeit der abge-
gebenen Stimmzettel ;

d) die Feststellung des Wahlergebnisses;
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e) die Zuweisung der Mandate an die wahl-
werbenden Gruppen;

f) die Kundmachung des Wahlergebnisses.

(5) Die Wahlkommiss ionen haben bei Prüfung
der Wahlvorschläge mi t einfacher Mehrhe i t über
deren Zulassung zu entscheiden. Zur Beschluß-
fassung ist die Anwesenhei t v o n zwei Dr i t te l
der Mitglieder erforderlich.

(6) A m achten Tage vo r der W a h l veröffent-
lichen die Wahlkommiss ionen die gültigen
Wahlvorschläge in der Reihenfolge ihres Ein-
langens. Die Ver lau tbarung erfolgt durch öffent-
lichen Anschlag in den R ä u m e n der Öster-
reichischen Hochschülerschaft und an den Hoch-
schulen u n d Kunstakademien.

(7) Jeder Wahlberecht igte ha t eine St imme.
Die Wah l erfolgt mit tels St immzet te l .

(8) Die Wahlkommiss ionen sind bei Anwesen-
heit von zwei Dr i t t e ln der Mitglieder beschluß-
fähig und treffen ihre Entscheidungen m i t ein-
facher S t immenmehrhe i t .

(9) Einsprüche wegen Ver le tzung der Be-
s t immungen über das Wahlver fahren k ö n n e n
binnen zwei Wochen nach der Kundmachung
des Wahlergebnisses v o n jeder wahlwerbenden
Gruppe beim Vors i tzenden der betreffenden
Wahlkommiss ion eingebracht werden , der sie
dem Bundesminis ter ium für Unte r r i ch t zu r En t -
scheidung vorzulegen hat . D e m Einspruch ist
stattzugeben und die Wahl für ungült ig zu
erklären, wenn wesentliche Bestimmungen des
Wahlverfahrens verletzt wurden und hiedurch
das Wahlergebnis beeinflußt werden konnte .

§ 11. E h r e n a m t l i c h e T ä t i g k e i t .

(1) Die Studentenvertreter üben ihr A m t un-
entgeltlich aus. Sie haben nur Anspruch auf
Ersatz der ihnen aus dieser Tätigkeit erwach-
senden notwendigen Barauslagen.

(2) Den Studentenvertretern kann im Be-
darfsfalle für ihre ehrenamtliche Tätigkeit durch
Beschluß des Zentralausschusses beziehungsweise
der zuständigen Hauptausschüsse eine Entschädi-
gung gewährt werden. Derartige Beschlüsse be-
dürfen der nach Anhörung der zuständigen
akademischen Behörde auszusprechenden Geneh-
migung des Bundesministeriums für Unter-
richt.

§ 12. R ä u m e u n d E i n r i c h t u n g s -
g e g e n s t ä n d e .

Die Rektoren (Präsidenten) stellen der
Österreichischen Hochschülerschaft innerhalb
der Hochschul-(Kunstakademie-)Gebäude die
erforderlichen Räume und Einrichtungsgegen-
stände im notwendigen Ausmaß zur Verfügung.
Die übergebenen Einrichtungsgegenstände sind
in einem Inventar genau zu verzeichnen. Die
Österreichische Hochschülerschaft haftet für

jeden Verlust und jede Beschädigung der über-
nommenen Gegenstände.

§ 13. Ö f f e n t l i c h e A n s c h l ä g e .

(1) Auf akademischem Boden bestimmen die
Rektoren (Präsidenten) die Plätze, an denen die
Österreichische Hochschülerschaft Anschläge
anbringen darf.

(2) Jeder Anschlag auf akademischem Boden
bedarf des Visums des Rektors (Präsidenten), in
den Räumen der einzelnen Fakultäten (Ab-
teilungen) oder Institute (Kliniken) des Visums
des Dekans oder Vorstandes des Institutes (der
Klinik).

(3) Die Verbreitung von Flugblättern auf aka-
demischem Boden ist untersagt.

§ 14. Versammlungen.

(1) Versammlungen auf akademischem Boden
darf die Österreichische Hochschülerschaft nur
mit Genehmigung des Rektors (Präsidenten)
abhalten. Sie hat um die Genehmigung
spätestens drei Tage vor der beabsichtigten Ver-
sammlung unter Angabe ihres Gegenstandes
anzusuchen.

(2) Der Rektor (Präsident) ist befugt, zu jeder
Versammlung der Österreichischen Hochschüler-
schaft persönlich zu erscheinen oder einen Ver-
treter zu entsenden.

§ 15. B e s o l d e t e H i l f s k r ä f t e .

Die Anstellung besoldeter Hilfskräfte bedarf
der Zustimmung des Bundesministeriums für
Unterricht. Um diese ist unter Vorlage der
maßgebenden Dienstverträge im Wege des
Rektorates (der Leitung) anzusuchen.

§ 16. F i n a n z i e l l e M i t t e l .

Die Mittel zur Bedeckung des Aufwandes,
welcher der Österreichischen Hochschülerschaft
aus ihrer Tätigkeit erwächst, sind:

a) die Hochschülerschaftsbeiträge;
b) Erträgnisse eines allfälligen Vermögens;
c) Erträgnisse allfälliger Stiftungen, die zu-

gunsten der Österreichischen Hochschüler-
schaft errichtet werden;

d) sonstige Spenden und Zuwendungen aus
privaten und öffentlichen Mitteln;

e) Erträgnisse von Veranstaltungen der
Österreichischen Hochschülerschaft.

§ 17. H o c h s c h ü l e r s c h a f t s b e i t r a g .

(1) Die Höhe des Hochschülerschaftsbeitrages
(§ 16 lit. a) wird vom Bundesministerium für
Unterricht nach Anhörung der Rektoren
(Präsidenten) im Einvernehmen mit dem Zen-
tralausschuß der Österreichischen Hochschüler-
schaft festgesetzt. Ebenfalls nach Anhörung der
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Rektoren (Präsidenten) im Einvernehmen mi t
dem Zentralausschuß best immt das Bundesmini-
sterium für Unterr icht , welcher Teilbetrag des
Hochschülerschaftsbeitrages v o n jedem H a u p t -
ausschuß an den Zentralausschuß abzuführen ist.

(2) Der Hochschülerschaftsbeitrag im Sinne
des Abs. 1 und der Beitrag gemäß § 1 Abs. 2
werden in jedem Semester gelegentlich der
Inskript ion durch die Hochschulzahlstelle
(Quästur) eingehoben u n d an den zuständigen
Hauptausschuß zur bestimmungsgemäßen Ver-
wendung nach Maßgabe des Voranschlages
(§ 19) überwiesen.

(3) Ermäßigungen oder gänzliche Befreiungen
von der Bezahlung des Hochschülerschaftsbei-
trages werden von den Hauptausschüssen auf
Grund allgemeiner Richtlinien, welche der
Zentralausschuß beschließt, bewilligt.

§ 18. I n v e n t a r u n d S p e n d e n b u c h .

(1) Das gesamte bewegliche u n d unbewegliche
Inventar der Österreichischen Hochschülerschaft
ist in einem Inventar festzuhalten.

(2) Geldspenden u n d andere Zuwendungen
sind in einem eigenen Spendenbuch einzutragen.

§ 19. J a h r e s v o r a n s c h l ä g e .

(1) Bindende Grundlage der finanziellen
Gebarung der Österreichischen Hochschüler-
schaft bilden für jedes Studienjahr — das ist für
die Zeit vom 1. Oktober bis zum 30. Sep-
tember des nächstfolgenden Jahres — die vom
Bundesministerium für Unter r icht nach An-
hörung der Rek toren (Präsidenten) genehmigten
Voranschläge des Zentralausschusses und der
einzelnen Hauptausschüsse. Die Voranschläge
müssen bis längstens 15. September eines jeden
Jahres dem Bundesministerium für Unterr icht
vorgelegt werden.

(2) Die Voranschläge haben mi t Bru t to -
beträgen sämtliche im Laufe des nächsten
Studienjahres zu erwartenden Einnahmen und
Ausgaben einschließlich v o n Vorschüssen und
Darlehen sowie deren Rückersätze zu enthal ten
und sind un te r genauer Anlehnung an die
Referatsgliederung übersichtlich zu ordnen.

(3) Die Einnahmen sind un te r Zugrunde-
legung der Einnahmen des letzten Studienjahres
und unte r Bedachtnahme auf die zu erwartende
Mitgliederzahl des kommenden Studienjahres
unte r vorsichtiger Schätzung einzusetzen.

(i) Die als Ausgaben veranschlagten Beträge
stellen Höchstbeträge dar, deren Überschreitung
nur nach vorheriger Genehmigung durch das
Bundesministerium für Unter r icht zulässig ist.

(5) Die Voranschläge sind so abzufassen, daß
die Einnahmen und Ausgaben unte r Bedacht-
nahme auf die Bildung einer Rücklage
zumindest ausgeglichen sind.

(6) Die genehmigten Voranschläge müssen
vom Zentralausschuß beziehungsweise von den
Hauptausschüssen zur öffentlichen Einsicht-
nahme aufgelegt werden.

§ 20. Gebarung.

(1) Bei der Gebarung sind die Ansätze des
Voranschlages strenge zu beachten.

(2) Die Kredite dürfen nu r zu den im Vor-
anschlag bezeichneten Zwecken verwendet
werden. Überschreitungen der Höchstansätze,
die Über t ragung von Kreditteilen für andere
als den im Voranschlag best immten Zweck
sowie die Durchführung von Aufgaben, die im
Voranschlag nicht vorgesehen sind, sind nur
nach Genehmigung durch das Bundesministerium
für Unter r icht zulässig.

(3) Die A n o r d n u n g e n über die zu vol l-
z iehenden Gebarungen beschließt der Zent ra l -
ausschuß beziehungsweise der zuständige
Hauptausschuß. Der Vol lzug der angeordneten
Gebarungen obliegt einem v o m Zentralausschuß
beziehungsweise Hauptausschuß hiezu bestellten
Mitglied des betreffenden Ausschusses. Die Geld-
gebarung ist grundsätzlich über ein K o n t o der
Postsparkasse abzuwickeln, für welches der V o r -
sitzende des Zentralausschusses beziehungsweise
Hauptausschusses, bei dessen Verh inderung sein
Stellvertreter, und der mi t den Gebarungs-
geschäften Betraute gemeinsam zeichnungs-
berechtigt sind. Die Hinter legung oder Anlage
von Geldbeträgen ist nur bei der Postsparkasse
gestattet. Ausnahmen hievon sind nu r mi t
Genehmigung des Bundesministeriums für
Unterr icht zulässig.

§ 2 1 . G e b a r u n g s s t e l l e .

(1) Die Gebarung der Österreichischen Hoch-
schülerschaft wird an jeder Hochschule und
Kunstakademie laufend von einer Gebarungs-
stelle geprüft.

(2) Die Leitung der Gebarungsstelle obliegt
einem vom Bundesministerium für Unterr icht
bestellten Vorsitzenden, der auch aus dem
Personalstande der Quästurbeamten der be-
treffenden Hochschule oder Kunstakademie
genommen werden kann. Ferner gehören ihr
ein von der obersten akademischen Behörde ent-
sendetes Mitglied des Lehrkörpers u n d ein v o m
zuständigen Hauptausschuß entsendeter Ver-
treter an. Die Beschlußfassung erfolgt mi t ein-
facher St immenmehrhei t , bei Stimmengleichheit
entscheidet der Vorsitzende.

(3) Die Gebarungsstelle für den Zentralaus-
schuß wird aus je einem Vert re ter des Bundes-
ministeriums für Unterricht , der akademischen
Behörden und des Zentralausschusses gebildet.
Abs. 2 letzter Satz gilt sinngemäß.
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(4) Die Gebarungsstelle ha t die Entwicklung
der tatsächlichen Einnahmen und die Einhaltung
des Jahresvoranschlages sorgfältigst zu beob-
achten.

(5) Die Gebarungsstelle ist befugt, von allen
Organen der Österreichischen Hochschülerschaft
jederzeit schriftlich oder im kurzen Wege alle
erforderlichen Auskünfte zu verlangen, die Ein-
sendung von Rechnungsbelegen und anderen
Behelfen zu begehren und durch ihre Mitglieder
an O r t und Stelle in die mit der Gebarung im
Zusammenhang stehenden Behelfe Einsicht zu
nehmen.

(6) Die Gebarungsstelle sorgt für die Einrich-
tung eines möglichst einfachen, aber wirksamen
Buchhaltungsdienstes des von ihr zu kont ro l -
lierenden Organes der Österreichischen Hoch-
schülerschaft und erläßt zu diesem Zwecke eine
Buchhaltungsvorschrift, die der Genehmigung
des Bundesministeriums für Unterr icht bedarf.

§ 22. R e c h n u n g s a b s c h l u ß .

(1) Spätestens bis 31. Dezember jedes Jahres
haben der Zentralausschuß und die Hauptaus-
schüsse den Rechnungsabschluß für das ab-
gelaufene Studienjahr nach Prüfung durch die
Gebarungsstelle dem Bundesministerium für
Unterr icht zur Prüfung und Genehmigung vor -
zulegen.

(2) Der Rechnungsabschluß ist in seiner Anlage
dem Voranschlag für das maßgebende Studien-
jahr anzugleichen.

(3) Das Bundesministerium für Unterr icht
prüft den Rechnungsabschluß und erteilt durch
Genehmigung desselben dem betreffenden Organ
der Österreichischen Hochschülerschaft die Ent -
lastung.

(4) Die genehmigten Rechnungsabschlüsse
müssen v o m Zentralausschuß beziehungsweise
von den Hauptausschüssen zu r öffentlichen Ein-
sichtnahme aufgelegt werden.

§ 2 3 . S c h r i f t l i c h e E i n g a b e n u n d
A u f s i c h t .

(1) Eingaben von Organen der Öster-
reichischen Hochschülerschaft an das Bundes-
ministerium für Unterricht und an alle anderen
staatlichen Behörden sind im Wege der Rek-
torate vorzulegen. Diese haben die Eingaben
ehestens, längstens aber innerhalb eines Monates
weiterzuleiten. Erfordern die Stellungnahmen
zu solchen Eingaben eine längere Frist, so hat
das Rektorat um eine Fristerstreckung bei der
Behörde, an die die Eingabe gerichtet war, an-
zusuchen. Die Österreichische Hochschülerschaft
kann unter einem eine Gleichschrift ihrer Ein-
gaben direkt an die entsprechende Behörde
richten.

(2) Die Österreichische Hochschülerschaft
un te r s t eh t der Aufsicht des Bundesminis ter iums
für Unte r r i ch t . Dieses k a n n mi t der Aufsicht
die zuständigen akademischen Behörden be-
trauen.

(3) Das Bundesminis ter ium für Unte r r i ch t ist
bei H a n d h a b u n g des Aufsichtsrechtes insbeson-
dere berechtigt , durch einen mi t G r ü n d e n ver -
sehenen Bescheid Beschlüsse der Organe der
Österreichischen Hochschülerschaft aufzuheben.

§ 24. D u r c h f ü h r u n g s b e s t i m m u n g e n .

Die zur Durchführung dieses Gesetzes erfor-
derlichen näheren Anordnungen, insbesondere
über die Art der Bestellung der Organe der
Österreichischen Hochschülerschaft (Wahlord-
nung) werden vom Bundesministerium für
Unterricht nach Anhörung der zuständigen
akademischen Behörden und des Zentralaus-
schusses der Österreichischen Hochschülerschaft
durch Verordnung erlassen.

§ 25. Ü b e r g a n g s b e s t i m m u n g .

Die zuletzt im Jahre 1949 auf Grund der als
Anhang zur Verordnung vom 28. Oktober 1947,
BGBl. Nr. 249, erlassenen Wahlordnung ge-
wählten Studentenvertreter verbleiben solange
im Amte, bis gemäß der auf Grund dieses Bun-
desgesetzes zu erlassenden Wahlordnung die
Neuwahlen durchgeführt sein werden, längstens
jedoch bis Ende des Wintersemesters 1950/51.

§ 26. V o l l z i e h u n g .

Mit der Vollziehung dieses. Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Unterricht be-
traut.

Renner
Figl Hurdes

1 7 5 . Bundesgesetz vom 14. Juli 1950,
betreffend die Herabsetzung des Besatzungs-
kostenbeitrages vom Einkommen nach dem
Besatzungskostendeckungsgesetz 1950 und
betreffend die Einführung eines Wohnhaus-

Wiederaufbaubeitrages vom Einkommen.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

§ 1. Der Besatzungskostenbeitrag vom Ein-
kommen auf Grund des Bundesgesetzes vom
8. März 1950, BGBl. Nr. 99, wird auf 15 v. H.
herabgesetzt.

Artikel II.

§ 2. (1) Zur Erhöhung der Mittel, die dem
durch das Bundesgesetz vom 16. Juni 1948,
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BGBl. Nr . 130, errichteten Wohnhaus-Wieder-
aufbaufonds zufließen, wird ein Wohnhaus-
Wiederaufbaubeitrag vom Einkommen einge-
hoben.

(2) Den Wohnhaus-Wiederaufbaubeitrag vom
Einkommen haben alle natürlichen und ju-
ristischen Personen zu entrichten, die der Ein-
kommensteuer und der Körperschaftsteuer
unterliegen.

§ 3. (1) Der Wohnhaus-Wiederaufbaubeitrag
vom Einkommen beträgt:

1. Für natürliche Personen 5 v. H . der ver-
anlagten oder im Abzugswege eingehobenen
Einkommensteuer,

2. für juristische Personen 5 v. H . der Kör-
perschaftsteuer.

(2) Der Wohnhaus-Wiederaufbaubeitrag vom
Einkommen wird im Steuerbescheid über die
Einkommensteuer (Körperschaftsteuer) jeweils
für ein Kalenderjahr festgesetzt.

(3) Wird die Einkommensteuer im Abzugs-
wege eingehoben, so ist der Wohnhaus-Wieder-
aufbaubeitrag vom Einkommen vom Dienst-
geber zusammen mit der Lohnsteuer, bei den
übrigen Arten der im Abzugswege eingehobenen
Einkommensteuer von dem zum Abzug Ver-
pflichteten einzuheben und abzuführen.

§ 4. Vor der Festsetzung des Wohnhaus-
Wiederaufbaubeitrages vom Einkommen sind
Vorauszahlungen zu entrichten. Die Vor-
auszahlungen betragen 5 v. H . der jeweili-
gen Einkommensteuer(Körperschaftsteuer)vor-
auszahlung.

§ 5. Die Vorschriften über die Veranlagung
und Einhebung der Einkommensteuer, der Kör-
perschaftsteuer und über die Erhebung der
Einkommensteuer im Abzugswege sind sinn-
gemäß anzuwenden.

§ 6. (1) Der Wohnhaus-Wiederaufbaubeitrag
vom Einkommen darf auf den Dienstgeber nicht
überwälzt werden. Entgegenstehende Verein-
barungen sind rechtsunwirksam. Verbotswidrig
durch den Dienstgeber geleistete Zahlungen
können innerhalb der im § 1479 des Allge-
meinen Bürgerlichen Gesetzbuches festgesetzten
Verjährungsfrist zurückgefordert werden.

(2) Für die Ermitt lung des steuerpflichtigen
Einkommens zur Einkommensteuer (Körper-
schaftsteuer) darf der Wohnhaus-Wiederauf-
baubeitrag vom Einkommen weder bei den
einzelnen Einkunftsarten noch vom Gesamtbe-
trag der Einkünfte abgezogen werden.

§ 7. Der Wohnhaus-Wiederaufbaubeitrag
vom Einkommen wird für den im § 2 Abs. 1
genannten Zweck von den Finanzämtern ein-
gehoben. Die eingehobenen Beiträge sind jeweils
vierteljährlich an den Wohnhaus-Wiederauf-
baufonds abzuführen.

Artikel III.

§ 8. (1) Die Erhebung der Wohnhaus-Wieder-
aufbaubeiträge nach Artikel II erfolgt erstmalig
für das Kalenderjahr 1950, und zwar gemeinsam
mit den nach Artikel I ermäßigten Besatzungs-
kostenbeiträgen vom Einkommen, ohne daß es
einer gesonderten Festsetzung der Voraus-
zahlungen oder einer besonderen Kenntlich-
machung der im Abzugswege eingehobenen .
Wohnhaus - Wiederaufbaubeiträge bedarf. An
Stelle der vorgesehenen gesonderten Erfassung
und Abführung (§ 7) der für das Kalenderjahr
1950 eingehobenen Beiträge t r i t t die Verpflich-
tung des Bundes, ein Viertel des in der Zeit
zwischen 1. Juli 1950 und 30. Juni 1951 tat-
sächlich erzielten Aufkommens an Wohnhaus-
Wiederaufbaubeiträgen und an Besatzungs-
kostenbeiträgen vom Einkommen, gleichgültig,
ob es sich hiebei u m Besatzungskostenbeiträge
für das Kalenderjahr 1949 oder für das Kalender-
jahr 1950 handelt, in vier Teilbeträgen am
1. November 1950, am 1. Februar, 1. Mai und
am 1. August 1951 an den Wohnhaus-Wieder-
aufbaufonds abzuführen.

(2) Die gesonderte Einhebung der Wohnhaus-
Wiederaufbaubeiträge für das Kalenderjahr 1951
erfolgt bei Einkünften aus nichtselbständiger
Arbeit erstmalig im Anschluß an den im § 3
Abs. 3 des Bundesgesetzes vom 8. März 1950,
BGBl. Nr . 99, festgesetzten Entrichtungszeit-
raum. Ebenso sind die für den Wohnhaus-
Wiederaufbaubeitrag für das Kalenderjahr 1951
zu entrichtenden Vorauszahlungen erstmalig im
Anschluß an die im § 5 Abs. 2 lit. a und b des
Besatzungskostendeckungsgesetzes 1950 fest-
gesetzten Termine zu entrichten. Diese Termine
bleiben auch für die in den künftigen Kalender-
jahren zu entrichtenden Wohnhaus-Wieder-
aufbaubeiträge in Geltung. Die Einhebung des
Wohnhaus-Wiederaufbaubeitrages im Abzugs-
wege bei Einkünften, die nicht der Lohnsteuer
unterliegen, hat für alle Kapitalerträge und
sonstige Vergütungen zu erfolgen, die nach dem
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes dem
Beitragspflichtigen zufließen.

§ 9. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Finanzen betraut.

Renner
Figl Margarétha

1 7 6 . Kundmachung des Bundesministeriums
für soziale Verwaltung vom 15. Juli 1950,
betreffend Aufhebung des vom Verfassungs-
gerichtshof als gesetzwidrig erkannten § 20
Abs. 3 der Arbeiterkammer-Wahlordnung.

Gemäß Artikel 139 Abs. 2 des Bundes-
Verfassungsgesetzes in der Fassung von 1929 und
des § 60 Abs. 2 des Verfassungsgerichtshof-
gesetzes 1930 wird kundgemacht:
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Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkenntnis
Z. V 5/50/5 vom 20. Juni 1950 den § 20 Abs. 3
der Verordnung des Bundesministeriums für
soziale Verwaltung vom 13. August 1948, BGBl,
Nr. 200 (Arbeiterkammer-Wahlordnung), in

der Fassung der Arbeiterkammer-Wahlordnungs-
novelle, BGBl. Nr. 148/1949, als gesetzwidrig auf-
gehoben. Die Aufhebung tritt am Tage der
Verlautbarung dieser Kundmachung in Kraft.

Maisel

177.

Nachdem das am 30. Mai 1950 in Bern unterzeichnete Übereinkommen zwischen Österreich
und der Schweiz über den Grenzübertritt von Personen im Kleinen Grenzverkehr, welches also lautet

Übereinkommen
zwischen Österreich und der Schweiz über den Grenzübertritt von Personen

im Kleinen Grenzverkehr

Artikel 1

Dieses Übereinkommen regelt den Grenz-
übertritt von Personen zwischen den Grenz-
zonen Österreichs und der Schweiz. Es erstreckt
sich ebenfalls auf den Kleinen Grenzverkehr
zwischen Österreich und dem Fürstentum
Liechtenstein.

Artikel 2

Als Grenzzone für den Personenverkehr
gelten für Österreich

das Bundesland Vorarlberg und der Ver-
waltungsbezirk Landeck;

für die Schweiz und Liechtenstein:
die Kantone St. Gallen, Appenzell A. Rh.,

Appenzell I. Rh., Thurgau, vom Kanton Grau-
bünden die Bezirke Plessur, Ober- und Unter-
landquart sowie das Engadin, das Münsterthal
und die Gemeinde Samnaun; das Fürstentum
Liechtenstein.

Artikel 3

Für den Grenzübertritt von einer Grenzzone
in die andere gelten folgende Ausweispapiere:

1. der österreichische, der schweizerische und
der liechtensteinische Reisepaß,

2. die Grenzkarte,
3. der Grenzpassierschein.

Artikel 4

Die Grenzkarte und der Paß müssen mit dem
Anerkennungsvermerk der zuständigen Behörde
des Nachbarstaates versehen sein.

Angehörige eines Vertragsstaates, die ihren
Wohnsitz im Gebiet des anderen Vertragsstaates
haben, bedürfen keines Anerkennungsvermerkes
auf ihren Grenzkarten. Die Reisepässe dieser

Personen sind für den Kleinen Grenzverkehr
mit einem Anerkennungsvermerk der zu-
ständigen Behörde des Aufenthaltsstaates zu ver-
sehen.

Die Inhaber der in diesem Artikel erwähnten
Ausweispapiere sind berechtigt, die Grenze an
jeder amtlich zugelassenen Grenzübergangsstelle
beliebig oft zu überschreiten; sie haben
spätestens an dem der Einreise folgenden Tage
in ihren Wohnstaat zurückzukehren.

Soweit dies im Interesse der Land- und Forst-
wirtschaft erforderlich ist, kann im Einverständ-
nis der beiderseitigen Behörden der Grenzüber-
tritt auch außerhalb der amtlich zugelassenen
Grenzübergangsstellen gestattet werden.

Artikel 5

Grenzkarte und Anerkennungsvermerk
werden nur für Personen ausgestellt, die poli-
zeilich unbedenklich sind und ihren Wohnsitz
oder tatsächlichen, ordnungsmäßigen Aufenthalt,
insbesondere als Saisonarbeiter, in der Grenz-
zone haben.

Artikel 6

Die Grenzkarte muß die Personalien (Name,
Vorname, Geburtsdatum), die Staatsangehörig-
keit, den Wohnort und die Photographie des
Inhabers enthalten. Kinder unter 15 Jahren
können in die Grenzkarte eines Elternteiles auf-
genommen werden (ohne Photographie).

Die Grenzkarte und der Anerkennungsver-
merk können für eine Höchstdauer von zwei
Jahren ausgestellt und jeweils für die gleiche
Dauer erneuert werden.

Der Anerkennungsvermerk wird frei von
allen öffentlichen Abgaben erteilt.
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Artikel 7

Angehörigen der Vertragsstaaten, die poli-
zeilich unbedenklich sind, können, auch wenn sie
nicht in der Grenzzone wohnen, für den Grenz-
übertritt individuelle oder kollektive Grenz-
passierscheine ausgestellt werden. Andere Per-
sonen können solche nur erhalten, wenn sie
ihren Wohnsitz oder tatsächlichen, ordnungs-
mäßigen Aufenthalt in der Grenzzone haben
und polizeilich unbedenklich sind.

Der Grenzpassierschein muß die gleichen
Angaben wie die Grenzkarte enthalten. Er ist
nur gültig bei gleichzeitiger Vorweisung eines
Passes oder eines • anderen amtlichen, mit einer
Photographie versehenen Identitätsausweises,
aus dem die Staatsangehörigkeit hervorgeht. Ein
Anerkennungsvermerk des Nachbarstaates ist
nicht erforderlich.

Der Grenzpassierschein berechtigt zum ein-
maligen Grenzübertritt und zu einem Aufent-
halt bis zu drei Tagen in der benachbarten
Grenzzone. Die vertragschließenden Teile be-
halten sich vor, Personen, deren Einreise un-
erwünscht ist, zurückzuweisen.

Artikel 8

Zur Erleichterung des Ausflugsverkehrs im
Grenzgebiet können die Sicherheitsbehörden
zweiter Instanz in den Bundesländern Tirol und
Vorarlberg mit den Polizeidirektionen der zur
Grenzzone gehörenden Kantone und mit der
Regierung des Fürstentums Liechtenstein ver-
einbaren, daß für bestimmte Gebiete und be-
sondere Anlässe auch Personen, die nicht An-
gehörige eines der vertragschließenden Staaten
sind und sich nur vorübergehend in der Grenz-
zone aufhalten, Grenzpassierscheine ausgestellt
werden können.

Artikel 9

Die im Kleinen Grenzverkehr eingereisten
Personen unterliegen den Meldevorschriften des
Aufenthaltsstaates; sie sind jedoch innerhalb der
zulässigen Aufenthaltsdauer von dem in Öster-
reich bestehenden Erfordernis der Aufenthalts-
erlaubnis befreit.

Diese Personen sind ohne ausdrückliche Be-
willigung nicht zur Berufsausübung berechtigt.

Artikel 10

Zur Ausstellung der Grenzkarten und der
Grenzpassierscheine sowie zur Erteilung der
Anerkennungsvermerke sind zuständig

1. in Österreich die Bezirksverwaltungs-
behörden in der Grenzzone und die von diesen
bezeichneten Amtsstellen;

2. in der Schweiz die Polizeidirektion der
zur Grenzzone gehörenden Kantone und die von
diesen bezeichneten Amtsstellen;

3. im Fürstentum Liechtenstein das liechten-
steinische Paßbureau und die sonstigen von der
Fürstlichen Regierung bezeichneten Amtsstellen.

Für die Erteilung des Anerkennungsvermerkes
ist jeweils die nächstgelegene Behörde des Nach-
barstaates örtlich zuständig.

Artikel 11
Die ausstellende Behörde hat die Grenzkarte

einzuziehen, wenn sich herausstellt, daß die Vor-
aussetzungen für die Ausstellung nicht gegeben
waren oder weggefallen sind.

Unter den gleichen Bedingungen kann der An-
erkennungsvermerk von der Behörde, die ihn
erteilt hat, ungültig erklärt werden.

In Fällen des Mißbrauches eines für den
Kleinen Grenzverkehr bestimmten Ausweis-
papieres soll die betreffende Person für eine nach
den Umständen des Falles angemessene Zeit vom
Kleinen Grenzverkehr ausgeschlossen werden.

Artikel 12
Die vertragschließenden Teile verpflichten

sich, auch Personen, die nicht ihre eigenen
Staatsangehörigen sind und sich auf Grund eines
Ausweises für den Kleinen Grenzverkehr in den
Nachbarstaat begeben haben, während einer
Frist von sechs Monaten jederzeit wieder auf-
zunehmen.

Artikel 13
Bei Touren im Grenzgebirge ist der Grenz-

übertritt an jeder beliebigen Stelle und ein Auf-
enthalt von längstens drei Tagen in der Grenz-
zone des Nachbarstaates bis zu einer Tiefe von
2 km ohne besondere Bewilligung gestattet. Die
Touristen müssen sich über ihre Person aus-
weisen können.

Artikel 14
Der Grenzübertritt zur nachbarlichen Hilfe-

leistung in Notfällen ist nicht an die Vor-
schriften dieses Übereinkommens gebunden

Artikel 15
Bei Eintritt außerordentlicher Ereignisse kann

der Grenzverkehr ganz oder teilweise eingestellt
werden. Wenn eine Vereinbarung hierüber nicht
rechtzeitig getroffen werden kann, sind unter
allen Umständen die Grenzbehörden der be-
troffenen Gebiete des Nachbarstaates unverzüg-
lich zu benachrichtigen.

Artikel 16
Die Sicherheitsbehörden zweiter Instanz in

den Bundesländern Tirol und Vorarlberg, die
Polizeidirektionen der zur Grenzzone gehören-
den Kantone und die Regierung des Fürstentums
Liechtenstein treffen im gegenseitigen Einver-
nehmen die für die Durchführung dieses Über-
einkommens in ihrem Zuständigkeitsbereich er-
forderlichen Anordnungen.
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Artikel 17
Dieses Übereinkommen soll sobald wie mög-

lich ratifiziert und die Ratifikationsurkunden
sollen in Wien ausgetauscht werden. Es tritt am
ersten Tage des dem Austausch der Ratifikations-
urkunden zweitfolgenden Monats in Kraft. Mit
dem Inkrafttreten werden die bisherigen Ab-
machungen über den Personenverkehr zwischen
den Grenzzonen Österreichs, der Schweiz und
des Fürstentums Liechtenstein aufgehoben, aus-
genommen die Übereinkunft zwischen Österreich
und der Schweiz, betreffend den österreichischen
Zolldienst in den Bahnhöfen St. Margrethen
und Buchs, sowie den Durchgangsverkehr der

Zollorgane über kürze ausländische Verbindungs-
strecken vom 30. April 1947.

Das Übereinkommen wird für die Dauer eines
Jahres abgeschlossen und gilt nachher als still-
schweigend erneuert, solange es nicht mit einer
Frist von sechs Monaten gekündigt wird.

Geschehen in doppelter Ausfertigung in Bern,
am 30. Mai 1950.

Für die Österreichische Bundesregierung:
Wildmann m. p.

Für die Schweizerische Regierung:
Heinrich Rothmund m. p.

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Übereinkommen für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich dessen
gewissenhafte Erfüllung.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unterfertigt,
vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Inneres und vom Bundesminister für Finanzen
gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 31. Juli 1950.

Der Bundespräsident:
Renner

Der Bundeskanzler:
Figl

Der Bundesminister für Inneres:
Helmer

Der Bundesminister für Finanzen:
Margarétha

Da der Austausch der Ratifikationsurkunden am 31. Juli 1950 stattgefunden hat, ist das
Übereinkommen gemäß seinem Artikel 17 am 1. September 1950 in Kraft getreten.

Figl


